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Der urbane Kulturkampf wird fortgesetzt,
ein K.o. für Köln ist noch nicht ausgezählt:
am 12.2.2004 wird der Rat gegen die
Stimmen der PDS-Gruppe die förmliche
Bewerbung Kölns zur Kulturhauptstadt
Europa 2010 beschließen und bis zum
31.3. beim Ministerium für Stadtentwick-
lung und Wohnen, Kultur und Sport des
Landes Nordrhein-Westfalen (MSWKS

NW) einreichen. Nordrhein-Westfälische
Mitstreiter und Konkurrenten sind die
Städte Essen/Bochum für das Ruhrgebiet
und das westfälische Münster. Die Würfel
sind aber schon insgeheim in Düsseldorf

gefallen, auch wenn sich noch unverzagt
Kooperateure und Lenker um die beiden
aus Unter Sachsenhausen gesteuerten
Promotoren Schramma und XO scharen.

Bleiben wir im Ring und blicken über
die Seile.

In Graz wurde mit erheblichen Steuer-
mitteln – rd. 55 Mio. Euro – Kulturmarke-
ting betrieben. Die Stadt steht entgegen

anders lautenden Aussagen durch
die Veranstalter – so noch am
30.1.04 im Kölner KUNSTSALON
– seit Jahresanfang vor einem fi-
nanziellen Fiasko. Von einer positi-
ven Nachhaltigkeit für die Grazer
Kultur (250.000 Einw.) ist nach
dem Jahreskehraus 2003 nichts zu
spüren:
◗ das Infrastrukturdefizit bei der
Stadtentwicklung wurde nur punk-
tuell ausgeglichen (so wurden städ-
tische Altbauten mit Nasszellen sa-
niert = Verbesserung der Wohnkul-
tur!), der verkehrliche Um- und
Ausbau vernachlässigt,
◗ Kultur im engeren Sinne wurde
als „Kultur von oben“ wahr- und
hingenommen, gegen die man sich
nicht auflehnt; sie haben eher
gleichgültig auf die Veranstaltungs-
lawine reagiert,
◗ Mehrzweckhallen und das Kunst-
haus stehen meist leer,
◗ programmatisch war das einmali-
ge, jedoch nicht einzigartige Jahres-

ereignis ganz auf Kaufkraftabschöpfung
über den innereuropäischen Städtetou-
rismus fixiert (die Grazer blieben ohnehin
am heimischen Herd und im heimischen
Bett),                            Fortsetzung Seite 2

Kulturhauptstadt Europa 2010 – 
nächste Runde im urbanen Kulturkampf

Das ist ein Kommunal-
Verfassungsbruch!
Rat wurde über ablehnende Meinung
von Roters nicht unterrichtet

„Gleichwohl habe ich angesichts des hohen
Risikogehalts erhebliche Bedenken gegen
das (Messe, d. Red.) Geschäft. Die lange
Bindung des Vertrages mit der Folge einge-
schränkter Veräußerungsmöglichkeiten –
zwar möglicherweise nicht im Rechtssinne,
wohl aber im praktischen Sinne – schränkt
die Handlungsspielräume auch in Anbe-
tracht des erzielbaren Barwertvorteils un-
angemessen stark ein. Darüber hinaus er-
geben sich Risiken aus der Möglichkeit von
Rechtsänderungen, insbesondere im steu-
erlichen Bereich, die auf den Bestand des
Vertrages durchschlagen können. Die Risi-
ken solcher Rechtsänderungen hat die
Stadt Köln zum nicht unerheblichen Teil
auch für solche Änderungen zu tragen, die
im amerikanischen Steuerrecht vorgenom-
men werden, wie z.B. die Einführung einer
Quellensteuer.

Ich rate deshalb davon ab, den Vertrag
zu schließen.“

Oben stehenden Brief schrieb Regie-
rungspräsident Roters wenige Tage nach
dem 26. September, als der Rat der Stadt
Köln gegen die Stimmen von PDS Offene
Liste und Bündnis 90/Die Grünen ein
CBL-Geschäft mit der Messe abgeschlos-
sen hatte. Das war gleichzeitig seine Ant-
wort auf eine Anfrage der Kämmerei vom
27. September, der Stadt Köln eine „Unbe-
denklichkeitsbescheinung“ für den US-In-
vestor zu erteilen. Eine schallende Ohrfeige
für die damals regierende schwarz-gelbe
Koalition. Selbstherrlich regierte noch Prof.
Bietmann im Rathaus. Drei Monate später
scheiterten seine GAG-Privatisierung und
dann Bietmann selbst.

Trotzdem bleibt die Frage, warum
Oberbürgermeister und Kämmerer den
Rat weder über die erheblichen Bedenken
des Regierungspräsidenten noch über sei-
ne Empfehlung, von einer Unterzeichnung
der CBL-Messe-Geschäfte ganz abzusehen,
unterrichtet haben.

Nach §55 der Gemeindeordnung muss

www.pds-koeln.de

Alternativkultur in Köln: Geisterzug 2002

der Oberbürgermeister den Rat „über alle
wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde-
verwaltung ... unterrichten“.

Ist ein Geschäft über 785 Millionen
Euro mit einem Barwertvorteil von rund 43
Millionen Euro nicht wichtig? Faktisch han-
delt es sich um einen Kommunal-Verfas-
sungsbruch. Über solche wichtigen Beden-

ken der Aufsichtsbehörde hätte der Rat
unterrichtet werden müssen. Ob er sich
dann daran gehalten hätte, ist noch eine
andere Frage.

Die PDS Offene Liste hat im Rat diese
Frage gestellt. Am 12. Februar wird geant-
wortet.

Jörg Detjen
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◗ es wurde vor allem „große Kunst“ prä-
sentiert,
◗ finanzielle Rückflüsse in den Grazer
Haushalt ergaben per Saldo nur 50.000
Euro aus dem Hotel- und Gaststättenge-
werbe, der Rest floss in die Schattenwirt-
schaft,
◗ eine befristete Kulturhauptstadtabgabe
(„Kurtaxe“) durch das Hotel- und Gaststät-
tengewerbe wurde nicht erhoben,
◗ nach dem jüngsten Wirtschaftsbericht
gingen allein 7 v.H. der Jobs in diesem
Gewerbe verloren,
◗ ein positiver Beschäftigungseffekt in an-
deren Arbeitsmarktbereichen ist ebenfalls
nicht erzielt worden,
◗ das Kulturbudget wurde in 2004 nicht
erhöht, sondern gekürzt,
◗ die lokale Kulturszene erhielt über 2003
hinaus keine mehrjährigen Förderverträ-
ge mehr; sie hatte ihre Alibi-Funktion für
die Kulturhauptstadt 2003 erfüllt,
◗ Land Steiermark und Stadt Graz werden
alle größeren Kulturinstitutionen zu einer
privaten „Kulturholding“ zusammenfas-
sen, die eine angepasste Einheitskultur
„produzieren“ soll; es zählt fortan die Ver-
marktung der prognostizierten Tourismus-
größe nach der Formel „Besucher x Ti-
cketpreis = Umsatz/Gewinn“.

In Köln, und da braucht man weder
Prophet noch Wahrsager zu sein, ist zu be-
fürchten, dass
◗ der institutionalisierte Größenwahn
„Kulturhauptstadt Europa“ die Stadt mit
ihrer selbstgefälligen Oberschicht bereits
im Bewerbungsstadium in den pseudo-
kulturellen Superrausch treibt: sie beschei-
den sich nicht mit dem Positiv, sie begnü-
gen sich auch nicht mit dem  Komparativ,
sondern machen sich gegenseitig mit dem
Superlativ etwas vor,
◗ die durch nichts erwiesene Behauptung

Kölner Kulturvermarkter bei Teilen der
Kölner Bevölkerung verfängt, sie seien im
Vergleich zum Publikum anderer Städte
„ganz anders“ und kulturbeflissener, und
nicht als plumper Appell an ihre kölschtü-
merische Eitelkeit entblößt wird,
◗ durch die totale Vermarktung für den
Städtetourismus („Erlebniseinkauf“/
„Events“ für Ladenöffnungszeiten) alle Kul-
turen und Künste mittelfristig zu einer Be-
darfs- und Verbrauchsunkultur nach ameri-
kanischem Zerrbild verkommen werden,
◗ die veränderte Kulturrezeption durch
Kinder und Jugendliche in „Hip-hop“-Ma-
nier verstärkt wird und sich ihnen Sponso-
ren und Programmmacher anbiedern
werden, um  arbeitgebernützliche Sekun-
därtugenden zu fördern, 
◗ sich Alternativ- und Subkulturen diesen
Vermarktungsstrategien nur durch Ver-
weigerung und Rückzug in ihre Nischen
(„Kulturbiotope“) widersetzen können,
◗ die finanzielle Förderung der alternativ-
freien Kulturen und Künste in einer Stadt,
die durch die veröffentlichte Meinung ih-
rer Oberschicht die Behauptung wieder-
holen lässt, pluralistisch, liberal und multi-
kulturell zu sein, 2006 - 2010 nicht im glei-
chen Umfang erfolgt, wie sie ihrer defi-
nierten Hochkultur zuteil wird, 
◗ das Interkulturelle Referat im Kulturamt
zerschlagen und damit die kulturelle Viel-
falt in Köln nicht nur verleugnet, sondern
auch unerträglich gedemütigt wird,
◗ schon während der Vorbewerbungspha-
se demokratieferne Organisationsstruktu-
ren geschaffen werden, obwohl es vor-
geblich um die Präsentation  d e r  Kölner
Kulturen und Künste – also aller – gehen
soll,
◗ sich eine Veranstaltungs-GmbH der
kommunalen Rechnungsprüfung und
Korruptionsprävention entziehen wird,

◗ die Sponsorensumme
von rd. 40 Mio. Euro
nicht akquiriert werden
kann,
◗ sich Sponsoren nur für
die „Hochkultur“ finden
lassen,
◗ die Sponsoren nichts in
einen gemeinsamen
Spendensäckel werfen
wollen, über dessen Ver-
wendung sie nicht mitbe-
stimmen dürfen,
◗ durch die Stadt nicht er-
klärt wird, wie sie sich ver-
halten wird, wenn das
Sponsoring fehlschlägt
oder nicht das kalkulierte
Mindestvolumen (40 Mio.
Euro) erreicht,
◗ die Stadt sich scheut,
bei misslungenem Spon-
soring die Programmge-
staltung schrittweise zu
Gunsten der Breiten- und
Alternativkultur zurückzu-
fahren,
◗ die Stadt bis spätestens
Ende 2005 beim Ausbleiben hinreichen-
der Fremdmittel nicht auf die Veranstal-
tung verzichtet und die Benennung zu-
rückgibt,
◗ letztendlich die rheinische Kulturmetro-
pole nicht schon heute das Europaparla-
ment auffordert, eine kleine bis mittlere
Stadt als „Kulturhauptstadt Europa“ aus-
zurufen und dort das zu fördern, was es
ohnehin schwer hat.

Wolfgang Breuer
(vgl.a. Lokalberichte 7/2003 S.8,

2/2004 S.2, 3/2004 S.1, Platzjabbeck
2/2003 S.3, KStA v. 6.3.2003)  

100 Mio. Euro Schulsanierungskonzept am Rat vorbei?
„Expresslos“ über 30 Mio. Euro per Dringlichkeitsentscheidung

Mit einer Dringlichkeitsentscheidung woll-
te OB Schramma das gigantische PPP-
Schulsanierungsprojekt starten. Dabei
hatte der Rat die Verwaltung gegen die
Stimmen der PDS Offenen Liste am 20.
November 2003 nur beauftragt „Vor-
schläge“ zu unterbreiten. 

Am 27. November beauftragte die Ge-
bäudewirtschaft die Firma PSPC GmbH
in Berlin, ein Umsetzungskonzept vorzu-
legen. In ihrer Beschlussempfehlung folgt
die Verwaltung jetzt dem 41-seitigen Gut-
achten ohne vorherige offene Diskussion
mit den zuständigen Ausschüssen und
dem  Rat. In der Dringlichkeitsentschei-
dung wird die Dringlichkeit auch nicht be-
gründet.

Das kritisierte die PDS Offene Liste
in einer Presseerklärung:

„Eine Arroganz sondergleichen. Bis
heute hat die Verwaltung unsere komple-
xe Anfrage zur PPP-Finanzierung nicht
vollständig beantwortet und sich bislang
ausgeschwiegen. Bis heute hat die Ver-
waltung nicht bewiesen, ob Privatinvest-
ment günstiger ist als eine öffentliche Fi-
nanzierung.“

Bündnis 90/Die Grünen hatte am
20.11. im Rat noch davon gesprochen,
dass die Verwaltung „Vorschläge“ ma-
chen soll, „Entscheidungen über konkrete
Sanierungsmaßnahmen  stehen später
an“. (Sabine Ulke, Ratsprotokoll S. 16). 
Die Grünen in Monheim lehnen nach
leidvollen Erfahrungen (Sanierungskon-
zept von 13 Schulen) inzwischen das Fi-
nanzierungskonzept ab, nachdem ihre
Bürgermeisterin monatelang in der Len-

kungsgruppe mitgearbeitet hatte.
Schwarz-Grün erhofft sich mit der

PPP-Finanzierung öffentliche Fördermit-
tel vom Land. Ob das eintritt, ist völlig of-
fen, da auch das Gutachten erwähnt, dass
eine Entscheidung „erst im Laufe des
Jahres 2004 geklärt werden“ (S. 24)
kann.

Im PSPC-Umsetzungskonzept werden
weitreichende Vorschläge gemacht, dar-
unter die abwegige Forderung, die gesam-
ten Hausmeister und alle Reinigungskräf-
te der zu sanierenden Schulen „auszula-
gern“.

Zur Unterzeichnung der Dringlichkeits-
entscheidung kam es dann doch nicht,
nach dem die Grünen Bachschmerzen
bekamen. Der Rat soll sich jetzt neuerlich
mit dem Thema befassen.       Jörg Detjen
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Offene
Liste

In den Bezirksvertretungen
Innenstadt

Nippes 
Ehrenfeld

■■ Nippes

EAW-Bebauungsplan
von Politikern abgelehnt
Nach jahrelangen Verhandlungen um die
Zukunft des ehemaligen Eisenbahn-Aus-
besserungswerks-Geländes  legte die Ver-
waltung jetzt einen Bebauungsplan vor,
der von der Bezirksvertretung abgelehnt
wurde. Insbesondere wehrten sich die Po-
litiker gegen die Zumutung, ein so um-
fangreiches und vielschichtiges Vorhaben
per Dringlichkeit „abnicken“ zu sollen.
Die Vorstellungen von Bevölkerung und
Politik spielen in dem Plan keine Rolle
mehr. Er sieht vielmehr vorrangig Gewer-
be und privat finanzierte, hochgeschossi-
ge Mietwohnungen in verdichteter Bebau-
ung vor.

Auch die vorgesehene autofreie Sied-
lung scheint über einen Umweg zur Dis-
position zu stehen. Der Optionsvertrag
mit dem Investor sieht vor, dass innerhalb
von 18 Monaten eine verbindliche Finan-
zierungszusage für das geplante Gebiet
vorliegen muss, eine Forderung, die ange-
sichts der komplizierten Sachlage bei die-
sem Modellprojekt kaum erfüllbar scheint.
Der Vertrag lag übrigens der Bezirksver-
tretung nicht vor.        Michael Weisenstein

■■ Nippes

BV will Entscheidung
über Altenberger Hof
Die Bezirksvertreter möchten von der Ver-
waltung endlich Auskunft darüber haben,
wer Betreiber des Bürgerzentrums Alten-
berger Hof werden soll. Die Bewerbung
von „Zug um Zug“ liegt seit langem vor.

Außerdem möchten die Nippeser,
dass der Biergarten in diesem Sommer
endlich wieder von den Bürgern genutzt
werden kann. Allerdings muss, wie Michal
Weisenstein von der PDS Offene Liste be-
tont, bei der Vergabe der Pachtrechte dar-
auf geachtet werden, dass sich Biergarten
und kulturelles Angebot im Bürgerzen-
trum „vertragen“ und nicht beispielsweise
ein Wetteifer um Lautstärken entsteht.

Michael Weisenstein

■■ Ehrenfeld

Halbjahresbericht 
„geschoben“
Die Liste der „nicht erledigten“ Beschlüs-
se der Bezirksvertretung Ehrenfeld im

Halbjahrsbericht des Oberbürgermeisters
ist lang. Dennoch wollten sich die Bezirks-
vertreterinnen und Bezirksvertreter nicht
darauf einlassen, im Hauruckverfahren
über Verbleib oder Streichung ihrer Anlie-
gen zu entscheiden. Außerdem waren
zahlreiche Stellungnahmen der Verwal-
tung erst unmittelbar vor der Sitzung ein-
getroffen. Deshalb wurde die befürchtete
Mammutsitzung um diesen Punkt berei-
nigt. Ebenso soll über die Ergebnisse der
„Rahmenplanung Braunsfeld/Münger-
dorf/Ehrenfeld“ auf einer Sondersitzung
beraten werden.               Helga Humbach

■■ Ehrenfeld

Bahn AG noch immer in
der Pflicht
Einen neuen Anlauf macht die Bezirksver-
tretung, um von der Bahn AG Auskunft
über Bauarbeiten und Pläne im Stadtbe-
zirk zu bekommen. Nachdem eine „Ak-
tuelle Stunde“ am Nichterscheinen der
Bahnvertreter gescheitert war (angeblich
war die Einladung irgendwie „unter die
Räder gekommen“), soll auf der nächsten
BV-Sitzung über das Schicksal der Bahn-
bögen und der Kleingärten am Technolo-
giepark informiert und diskutiert werden.

Helga Humbach

■■ Ehrenfeld

„Bio Campus“ –
ein Plus für Ehren-
feld?
Die CDU-Fraktion wertet die
Errichtung eines Bio-Campus
in Bocklemünd-Mengenich als
positives Signal für die Ent-
wicklung des Stadtbezirks und
stimmte uneingeschränkt für
die Einleitung des Bebauungs-
planes. Die Vertreterinnen der
Grünen wollten zuvor noch
Auskunft darüber, ob für die
zur Bebauung vorgesehene Grünfläche
ein Ersatz geplant ist. Die Vertreterin der
PDS Offene Liste kritisierte die Anglisie-
rungen in der Vorlage – von „Bio-Cam-
pus“ bis „Life Science“-Bereich statt kon-
kreter Aussagen über Charakter und Art
der geplanten Gewerbeunternehmen.
Schließlich wurde der Aufstellung des
Plans mehrheitlich zugestimmt und die
Bedenken bis zu den weiteren Beratungen
zurückgestellt.                  Helga Humbach

Ratsmitglieder sollen
Beiratsposten niederlegen
Die PDS Offene Liste fordert alle Ratsmit-
glieder auf, die in den Beiräten bei den
drei Beteiligungsunternehmen der AVG
eine Funktion haben, ihr Mandat nieder-
zulegen. Diese Beiräte sind vorbei am Rat
gebildet worden. Zu vermuten, aber nicht
nachzuweisen ist, dass die Aufstockung
der Beiräte im Jahre 2001 mit der Teilpri-
vatisierung der Müllabfuhr zusammen-
hängt. Deshalb muss jetzt Schluss sein!
Der RWE-Konzern sollte nicht einfach die
Trienekens-Beiräte  weiter fortführen, son-
der sie schleunigst auflösen!

Acht andere städtische Betriebe ha-
ben ebenfalls Beiräte eingerichtet, in de-
nen aber kein Ratsmitglied vertreten ist.
Da der RWE-Konzern jeweils 74,9% 
bei Baustellenabfall-Verwertung GmbH
(BAV), der Gewerbeabfallsortierung und
Verwertung Gesellschaft mbH (GVG) so-
wie Kompostierung und Verwertung Ge-
sellschaft Köln (KVK) hat und somit über
die Mehrheit verfügt, kann der Rat diese
Mitglieder nicht unmittelbar abberufen.

jöd

Ausländerbeirat fordert
Integrationsrat
Die Landesarbeitsgemeinschaft der kom-
munalen Migrantenvertretungen NRW
(LAGA) strebt an, in 20 Städten Integra-
tionsräte zu gründen. Hierbei soll die Lan-
desregierung NRW das konstruktive Zu-
sammenwirken von Räten und Ausländer-
beiräten durch Handlungsempfehlungen
unterstützen. 

Der Kölner Ausländerbeirat hat den
LAGA-Vorschlag aufgegriffen und einen
Antrag auf Einrichtung eines Integrations-

rates für die kom-
mende Ratssit-
zung eingebracht.
In Herne wurde
ein solcher Antrag
bereits beschlos-
sen.

Der Integra-
tionsrat soll zu
1/3 aus Ratsmit-
gliedern und zu
2/3 aus gewähl-
ten Ausländerbei-
ratsmitg l iedern
bestehen. Mit die-
sem Konstrukt will

der Ausländerbeirat mehr Einfluss in der
Kommune bekommen. Erhofft wird auch
ein Mitspracherecht bei der Haushaltsbe-
ratung der Kommunen und vor allem bei
der Verteilung der Gelder für Integrations-
arbeit, sowohl bei den Migranten als auch
bei den Flüchtlingsvereinen. Damit der
Ausländerbeirat in der Kölner Kommunal-
politik mehr Gewicht bekommt, wird die
PDS Offene Liste den Antrag für den Inte-
grationsrat unterstützen.    Sengül Senol



Zuzugsbonus ist
„ein Erfolg“
In einem Bericht der Kämmerei über die
„Steigerung der Hauptwohnsitzzahlen“
durch eine Bonuskarte für Studierende
schlägt Stadtkämmerer Soénius neue, er-
freuliche Töne an: 

„Unter der Berücksichtigung des Um-
standes, dass die Bonuskarte innerhalb
von 4 Monaten von ca. 1200 Studieren-
den in Anspruch genommen wurde, kann
von einem Erfolg des Projektes gespro-
chen werden.“

Bekanntlich hatten sich die PDS Offe-
ne Liste und der AStA der Uni Köln gegen
die Einführung einer Zweitwohnungssteu-
er ausgesprochen und die Einführung ei-
nes Zuzugsbonus vorgeschlagen. Dieser
Vorschlag wurde nach einigen Bedenk-
monaten im Rat gegen die Stimme der
FDP beschlossen. Eine repressionsfreie
Lösung, die der Stadt Köln mit 1200 neu-
en Kölnerinnen und Kölnern fast eine
Millionen Euro Schlüsselzuweisungen ge-
bracht hat. Inzwischen hat sich auch eine
enge Zusammenarbeit zwischen AStA
und Stadtverwaltung im Rahmen einer ge-
meinsamen Arbeitsgruppe entwickelt. Der
AStA hat der Stadtverwaltung zahlreiche
Vorschläge gemacht, wie die Studieren-
den besser angesprochen werden können.

Der Kämmerer denkt darüber hinaus
über eine Ausweitung des Zuzugsbonus-
Konzeptes nach. Der Erfolg des bisheri-
gen Projekts zeigt, dass Köln keine Zweit-
wohnungssteuer braucht.        Jörg Detjen
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Volksinitiative: Herzlichen Glückwunsch!
Geschafft hat trotz schwie-
riger Bedingungen die
„Volksinitiative“ gegen
Kürzungen bei den Ju-
gendeinrichtungen im Lan-
de die erforderliche Stim-
menzahl für ihr Volksbe-
gehren. Unterstützt wurde
die Kampagne durch
Infostände vor den Bezirks-
vertretungen, wo unter
Vorlage des Personalaus-
weises abgestimmt werden
musste, und andere Aktio-
nen. Jugendliche aus der
evangelischen Kirchenge-
meinde Köln-Kalk hatten
eine besonders pfiffige
Idee. Sie produzierten eine
„Protestsong“-CD, deren
Text wir nachstehend do-
kumentieren.

Immer Ärger und Frust,
wenn du nicht weißt,
was du tust,
dich aber anpassen musst
hast du auf gar  nichts mehr Lust.

Die Politik glaubt, sie kann
uns übergehen, und dann
sind wir als Letzte dran,
so fängt das Elend erst an.

Die Jugendzentren werd’n zugemacht,
denn man hat uns gesagt,
es hätt’ finanziell nix gebracht,
an uns hat keiner gedacht

Und dabei fließen Millionen
in Stadien, U-Bahn-Stationen,
obwohl sich die auch nicht lohnen 
ihr wollt die Reichen verschonen!

Wir haben alles geschluckt,
wir haben lang genug zugeguckt (2x)

Refr.: Es wird Zeit, dass hier endlich was
passiert,

wir haben’s satt, wie ihr uns hier 
abserviert,
spart jetzt nicht am falschen Ende -
euer Denken braucht ne Wende!

Es wird Zeit, dass hier endlich was
passiert,
wir haben’s satt, wie ihr uns hier 
abserviert,
wenn ihr an der Jugend spart,
dann wird unsre Zukunft hart.

Was wollt ihr durch das Streichen
der Jugendarbeit erreichen?
Durch solche Pläne voller Hast
landen nur noch mehr Kids im Knast.

Ein Jugendzentrum bezahlen
ist billiger, als nen Vandalen
zu finanzier’n im Strafvollzug.
Lernt endlich rechnen! Es ist genug!

Wir haben alles geschluckt...

Die CD (Text und Musik von 
Barbara Ebel und Frank Kemper)
ist erhältlich bei: Evang. Jugend
Köln-Kalk, Tel. 851651, 
email: mail@jugend-kalk.de

Kommunalwahlprogramm der
PDS Offene Liste
Der Entwurf für ein Kommunalwahl-
programm der PDS Offene Liste Köln
liegt jetzt vor. Er kann angefordert
werden beim Ratsbüro der 
PDS Offene Liste, Postfach 103584,
50475 Köln, Fax: 21-27841.
Im Internet ist der Entwurf als down-
load verfügbar unter: www.pds.de


